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Antwort 
der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Martin Hess, Lars Herrmann und der 
Fraktion der AfD 
– Drucksache 19/1480 – 

Einstellungs- und Ausbildungspraxis im Polizeidienst bei der Bundespolizei und 
sonstigen Bundespolizeibehörden 
(Nachfrage zur Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf 
Bundestagsdrucksache 19/895) 

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r  

Die ergänzenden Nachfragen sind erforderlich, da die vorliegenden Antworten 
diesbezüglich nicht hinreichend aufgefächert sind und eine weitere Aufhellung 
im Wege der Beantwortung von wenigen Ergänzungsfragen rasch leistbar er-
scheint. 

Soweit in der bisherigen Frage 3d die Leistungsbeurteilungen beantwortet wur-
den, stellt sich die Frage, ob dies auch bezüglich der diesen vorgeschalteten 
Leistungsfeststellungen während der Ausbildung zutrifft. 

Im Anschluss an die Antwort zu Frage 7 stellt sich ergänzend die Frage, inwie-
weit die Bundespolizei speziell im neuen Aus- und Fortbildungszentrum der 
Bundespolizei in Bamberg der veränderten Ausbildungssituation durch qualifi-
ziertes Personal entgegentreten kann, insbesondere, ob dies noch Polizeifach-
lehrer leisten können oder ob hierfür nicht auf noch höher qualifizierte Lehr-
kräfte zurückgegriffen werden muss. 

V o r b e me r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g  

Es wird davon ausgegangen, dass sich Frage 1 der Fragesteller auf die Frage 3b 
und nicht auf die Frage 3d der Kleinen Anfrage der Fraktion der AfD vom 7. Feb-
ruar 2018 auf Bundestagsdrucksache 19/679 bezieht. 
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1. Zur vormaligen Frage 3d ergänzend:   
Gilt dies auch für die vorherigen Leistungsfeststellungen oder werden Män-
gel hierbei durch die sog. interkulturelle Kompetenz ausgeglichen (bitte wie-
derum nach den benannten Behörden aufschlüsseln)? 

Bundespolizei: Die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der 
Fraktion der AfD vom 7. Februar 2018 auf Bundestagsdrucksache 19/895 stellt 
auf das Auswahlverfahren für den Polizeivollzugsdienst ab. Vor dem Auswahl-
verfahren zur Einstellung in den Polizeivollzugsdienst der Bundespolizei erfolgt 
eine Auswertung der Bewerbungsunterlagen. Hierbei erfolgt keine Leistungsfest-
stellung in Bezug auf die sog. interkulturelle Kompetenz.  

In der Ausbildung und Laufbahnprüfung ist die sog. interkulturelle Kompetenz 
nicht als eigenständige Prüfung vorgesehen, sondern wird vielmehr im Kontext 
von Übungslagen betrachtet. Insofern wird diese nicht isoliert bewertet und kann 
damit auch nicht zum Ausgleich von Leistungsmängeln herangezogen werden. 

Bundeskriminalamt: Dies gilt auch für die vorherigen Leistungsfeststellungen. 
Etwaige Mängel hierbei können nicht durch die sog. interkulturelle Kompetenz 
ausgeglichen werden. 

Bundesamt für Verfassungsschutz: Dies gilt auch für die vorherigen Leistungs-
feststellungen. Etwaige Mängel hierbei können nicht durch die sog. interkultu-
relle Kompetenz ausgeglichen werden. 

Zoll: Eine sog. interkulturelle Kompetenz ist innerhalb der Zollverwaltung nicht 
als Leistungskriterium für Anwärter/innen definiert und wird folglich im Rahmen 
der Ausbildung nicht zur Leistungsbewertung bzw. zum Ausgleich etwaiger Leis-
tungsmängel herangezogen. 

2. Zur vormaligen Frage 7 ergänzend:  
Hat insbesondere die Bundespolizei ausreichend fachlich qualifiziertes und 
geschultes Ausbildungspersonal, wie beispielsweise Psychologen oder Sozi-
ologen, in den neuen Aus- und Fortbildungszentren (konkret Bamberg) ein-
gestellt, um diesem Phänomen entgegenzuwirken? 

Wie im Rahmen der Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der 
Fraktion der AfD vom 7. Februar 2018 auf Bundestagsdrucksache 19/895 bereits 
mitgeteilt, sind in der Bundespolizei keine Anzeichen einer Unterwanderung oder 
eines entsprechenden Phänomens festgestellt worden. 

Das Ausbildungspersonal verfügt über eine Ausbilderbefähigung, die in der Lauf-
bahnausbildung für den gehobenen Polizeivollzugsdienst und in Fortbildungs-
lehrgängen erworben wurde. Psychologische und soziologische Aspekte bei der 
Ausbildung von Anwärterinnen und Anwärtern werden hierbei berücksichtigt.  

Darüber hinaus verfügt die Bundespolizei über sozialwissenschaftliche Dienste 
(SWD), die disloziert im Bundesgebiet für die Betreuung und Beratung, Pri-
märprävention sowie für die Einsatzunterstützung (z. B. Kommunikationsma-
nagement) zuständig sind. Die SWD arbeiten mit Ärzten, Seelsorgern und Beauf-
tragten zusammen und koordinieren entsprechende Netzwerke. Die SWD sind für 
die Bundespolizeibehörden und deren Dienststellen direkt ansprechbar und ver-
fügen über ausgebildete Verhaltenstrainer. Die Konzeption zum SWD wird re-
gelmäßig fortentwickelt, um der Bedeutung der Fürsorgeverpflichtung des 
Dienstherrn gegenüber seinen Beamtinnen und Beamten wie auch der Betreuung 
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von Beamtinnen und Beamten im In- und Ausland Rechnung zu tragen. Hierzu 
gehört ggf. auch die Betreuung von Auszubildenden. 

Zusätzlich verfügt die Bundespolizeiakademie über Psychologinnen und Psycho-
logen, die als Dozenten in der Aus- und Fortbildung eingesetzt werden. Entspre-
chende Seminare und Lehrveranstaltungen stehen auch dem Lehrpersonal in den 
Aus- und Fortbildungszentren zur Verfügung.
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